
 29. JÄNNER 2026 

 
NIEDERSCHRIFT 

 

der Gemeinderatssitzung vom 29. Jänner 2026 
 
 
BEGINN: 19:30 Uhr 
ANWESEND: Bgm. Wurm Alois, Bgm.-Stv. Dengg Veronika, GV Thaler Johannes,  

GV Wurm Leonhard, GR Gramshammer Walter, GR Ing. Müller Markus, MSc., 
GR Widner Roman BEd, GR Margreiter Anita, GR Wurm Hubert, GR Fankhauser 
Roland, Ersatz-GR Ing. Enthofer Markus 

  Wasserer Lucas - Schriftführer 
ENTSCHULDIGT: GR Schneider Bianca 
 
 

TAGESORDNUNG: 
 

1) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2) Genehmigung der Tagesordnung 
3) Genehmigung der Niederschrift vom 18. Dezember 2025 
4) Beratung und Beschlussfassung über den Neubau einer Halle für die Freiwillige 

Feuerwehr Bruck am Ziller und den Umbau des bestehenden Feuerwehrgerätehauses 
5) Beratung und Beschlussfassung über die Änderung des örtlichen Raumordnungs-

konzeptes der Gemeinde Bruck am Ziller in einem Teilbereich der Gp. 196/1 
6) Beratung und Beschlussfassung über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der 

Gemeinde Bruck am Ziller in einem Teilbereich der Gp. 196/1 
7) Beratung und Beschlussfassung über die Änderung der Satzung des Wasserverbandes 

Instandhaltung Schutzbauten Zillertal 
8) Beratung und Beschlussfassung über die Direktvergabe zur Fortführung des Ortsbusses 

Linie 633 
9) Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe der Gemeindewohnung Top 4 
10) Beratung und Beschlussfassung über die Gewährung von Photovoltaikanlagen-

förderungen 
11) Beratung und Beschlussfassung über Subventionsansuchen 
12) Beratung und Beschlussfassung über Personalangelegenheiten 
13) Berichte des Bürgermeisters 
14) Anträge, Anfragen, Allfälliges 

 
 
ZU TOP. 1. ERÖFFNUNG, BEGRÜSSUNG UND FESTSTELLUNG DER BESCHLUSSFÄHIGKEIT 
Der Bürgermeister begrüßt die anwesenden Gemeinderäte. 
 
Es wird die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates festgestellt. 
 

gemeinde @bruck - ziller.gv.at  
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ZU TOP. 2. GENEHMIGUNG DER TAGESORDNUNG 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die vorliegende Tagesordnung zu genehmigen. 
 
Der Gemeinderat genehmigt einstimmig die vorliegende Tagesordnung. 
 
 
ZU TOP. 3. GENEHMIGUNG DER NIEDERSCHRIFT VOM 18. DEZEMBER 2025 
Da die Niederschrift der Gemeinderatssitzung vom 18. Dezember 2025 rechtzeitig an die 
Gemeinderäte übermittelt wurde, kann auf eine Verlesung verzichtet werden. 
 
Der Gemeinderat genehmigt einstimmig die vorliegende Niederschrift der Gemeinderats-
sitzung vom 18. Dezember 2025. 
Sie wird von den Mitgliedern des Gemeinderates unterfertigt. 
 
 
ZU TOP. 4. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DEN NEUBAU EINER HALLE FÜR DIE FREIWILLIGE 

FEUERWEHR BRUCK AM ZILLER UND DEN UMBAU DES BESTEHENDEN FEUERWEHRGERÄTEHAUSES 

Der Bürgermeister berichtet, dass die Planungsarbeiten für den Neubau der Feuerwehrhalle 
und den Umbau des bestehenden Feuerwehrgerätehauses bereits weit fortgeschritten sind. 
Die Feuerwehr hat in mehreren Sitzungen einen Plan erarbeitet und ein Lastenheft mit den 
gewünschten Anforderungen an die verschiedenen Gewerke erstellt. 
Diese Unterlagen wurden an unseren Architekten Dipl.-Ing. Kircher Hans-Peter übermittelt, 
damit dieser die Unterlagen für die Bauverhandlung ausarbeitet. 
 
Bezüglich der erforderlichen Grundteilung hat die Grenzverhandlung bereits stattgefunden 
und diese wird vom Vermessungsbüro TRIGONOS gerade ausgearbeitet. Die neu zu bildende 
Gp. 196/3 hat ein Flächenausmaß von 675 m². 
 
Es liegt auch bereits ein geologisch-geotechnisches Gutachten der Baufläche vor, das auf 
Grundlage von Bodensondierungen erstellt wurde. 
 
Weiters hat der Bürgermeister bei Notar Mag. Josef Reitter die Ausarbeitung des Vertrages 
zum Baurecht für die neue Feuerwehrhalle gemäß der mit den Grundbesitzern geschlossenen 
Vereinbarung in Auftrag gegeben. Seitens der Gemeinde wird dieser Vertrag dann vom 
Bürgermeister und zwei Gemeindevorständen unterzeichnet und grundbücherlich durch-
geführt. 
 
Bezüglich der Kosten für dieses Bauvorhaben berichtet der Bürgermeister, dass diese noch 
nicht endgültig feststehen. Nach Abschluss der endgültigen Planung erfolgt dann eine 
Ausschreibung der erforderlichen Gewerke. 
 
GV Thaler Johannes berichtet, dass im Ausschuss der Freiwilligen Feuerwehr intensiv über das 
Bauvorhaben beraten wurde. Der Feuerwehrkommandant Kircher Johannes hat hier eine gute 
Vorarbeit geleistet. Neben der Planung der Räumlichkeiten wurde auch ein Lastenheft erstellt. 
Hier gilt es zu prüfen, ob alle Vorgaben möglich und ausführbar sowie auch finanzierbar sind. 
Aber alle Vorgaben, die rechtlich erforderlich sind, müssen umgesetzt werden. Nach dieser 
Prüfung kann die Ausschreibung erfolgen und dann werden auch die genauen Kosten für 
dieses Projekt feststehen. 
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Es folgt noch eine ausführliche Beratung unter den Gemeinderäten über dieses Projekt. 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, das Bauvorhaben für den Neubau der Feuerwehr-
halle und den Umbau des bestehenden Feuerwehrgerätehauses weiterzuverfolgen. 
 
Eine endgültige Beschlussfassung soll dann erfolgen, wenn die genauen Kosten feststehen. 
 
Weiters beschließt der Gemeinderat einstimmig, den Vertrag über das Baurecht gemäß der 
mit den Grundbesitzern geschlossenen Vereinbarung abzuschließen. 
 
 
ZU TOP. 5. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ÄNDERUNG DES ÖRTLICHEN RAUMORDNUNGS-

KONZEPTES DER GEMEINDE BRUCK AM ZILLER IN EINEM TEILBEREICH DER GP. 196/1 

Der Bürgermeister berichtet über den Antrag auf Änderung des örtlichen Raumordnungs-
konzeptes von Brandacher Walter und Claudia, Dorf 32 d, 6260 Bruck am Ziller wie folgt: 
 
Mit der ggst. Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde soll der 
Planungsbereich in einem Ausmaß von rund 675 m² von Fläche mit vorwiegend Wohnnutzung 
gem. § 31 (1) d, i TROG 2022 in eine Fläche mit vorwiegend öffentlicher Nutzung gem. § 31 (1) 
k, i, m TROG 2022 mit der Stempelbezeichnung Ö6 | z1 | B! D2 geändert, geringfügig erweitert 
und die absolute Siedlungsgrenze entsprechend verschoben werden.  
Für den Bereich ist die Erlassung eines Bebauungsplanes vorgesehen. Damit können die 
wesentlichen Parameter zur Bebauung der einzelnen geplanten Grundstücke festgelegt und 
damit eine möglichst bodensparende Bebauung sichergestellt werden.  
Gemäß § 32 (2) a und c TROG 2022 darf das örtliche Raumordnungskonzept geändert werden, 
da wichtige im öffentlichen Interesse gelegene Gründe vorliegen und es sich darüber hinaus 
um eine nur geringfügige Änderung im Randbereich handelt. In weiterer Folge soll im Zuge 
der Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzepts die verbleibende Fläche des W17-
Stempels herausgenommen werden. 
 
Der Bürgermeister erläutert den genauen Planungsbereich anhand des Planes Nr.: ROK2026-
BRU002 vom 19.01.2026 des Raumplaners AB Raumordnung Tirol, 6200 Jenbach. 
 
In diesem Zusammenhang wird vom Bürgermeister auch die von der Feuerwehr erstellte 
Planung des Bauvorhabens präsentiert und erläutert. 
 
Über den Planentwurf des Bauvorhabens erfolgt eine ausführliche Beratung unter den 
Gemeinderäten. 
 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Bruck am Ziller 
einstimmig gemäß § 67 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 – TROG 2022, LGBl. 
Nr. 43/2022, idgF, den vom Planer AB Raumordnung Tirol ausgearbeiteten Entwurf über die 
Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Bruck am Ziller vom 
19.01.2026, Nr.: ROK2026-BRU002 durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen 
Einsichtnahme aufzulegen. 
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Der Entwurf sieht folgende Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde 
Bruck am Ziller vor: 
 
Änderung örtliches Raumordnungskonzept 
 
Grundstück 196/1 KG 87015 Bruck am Ziller 
 
rund 675 m² 
von Fläche mit vorwiegend Wohnnutzung gem. § 31 (1) d, i TROG 2022 
in 
Fläche mit vorwiegend öffentlicher Nutzung gem. § 31 (1) k, i, m TROG 2022 mit der Stempel-
bezeichnung Ö6, z1, B!, D2 
 
 
Gleichzeitig wird einstimmig gemäß § 67 Abs. 1 lit. c TROG 2022 der Beschluss über die dem 
Entwurf entsprechende Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes gefasst. 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 
oder Stelle abgegeben wird. 
 
 
ZU TOP. 6. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ÄNDERUNG DES FLÄCHENWIDMUNGSPLANES DER 

GEMEINDE BRUCK AM ZILLER IN EINEM TEILBEREICH DER GP. 196/1 
Der Bürgermeister berichtet über den Umwidmungsantrag von Brandacher Walter und 
Claudia, Dorf 32 d, 6260 Bruck am Ziller, wie folgt: 
 
Die Grundeigentümer beantragen die Umwidmung eines Teilbereiches der Gp. 196/1 mit 
einem Flächenausmaß von rund 675 m². Aus diesem Teilbereich soll die Gp. 196/3 neu 
gebildet werden. 
 
Mit der gegenständlichen Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Bruck am 
Ziller soll die Grundlage für die Errichtung eines neuen Gebäudes für die Freiwillige Feuerwehr 
geschaffen werden. Hierfür ist die Änderung einer bisher als Freiland gem. § 41 TROG 2022 
gewidmeten Fläche notwendig. Konkret kommt es zu einer Umwidmung von rund 675 m² von 
Freiland gem. § 41 TROG 2022 in Sonderfläche standortgebunden gem. § 43 (1) a TROG 2022, 
Festlegung Erläuterung: kommunale Einrichtung.  
Die Widmung als Sonderfläche nach § 43 (1) a tritt außer Kraft, wenn die Baubewilligung für 
ein dem festgelegten Verwendungszweck entsprechendes Bauvorhaben nicht innerhalb von 
fünf Jahren nach dem Inkrafttreten der Widmung erteilt wird, wenn eine solche 
Baubewilligung erlischt oder wenn mit der Ausführung eines anzeigepflichtigen Bauvorhabens 
nicht innerhalb von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten der Widmung begonnen wird. 
Der Standort befindet sich zentral im Ortsteil Dorf im nordwestlichen Siedlungsgebiet. Die 
Flächen werden derzeit für landwirtschaftliche Nutzungen verwendet.  
Die Erlassung eines Bebauungsplanes ist für die neu zu bildende Gp. 196/3 zwingend 
erforderlich.  
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Der Bürgermeister erläutert den genauen Widmungsbereich anhand des Umwidmungsplanes 
Nr.: 904-2026-00001 des Raumplaners AB Raumordnung Tirol, 6200 Jenbach. 
 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Bruck am Ziller 
einstimmig gemäß § 68 Abs. 3 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43, 
idgF, den vom Planer AB Raumordnung Tirol ausgearbeiteten Entwurf mit der 
Planungsnummer 904-2026-00001, über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der 
Gemeinde Bruck am Ziller im Bereich der Gp. 196/1 KG 87015 Bruck am Ziller zum Teil durch 
vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Bruck am 
Ziller vor: 
 

Umwidmung 
 

Grundstück 196/1 KG 87015 Bruck am Ziller  
 

rund 675 m² 
von Freiland § 41 
in 
Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a SFwH: kommunale Einrichtungen 
 
 
Gleichzeitig wird einstimmig gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem 
Entwurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. 
 

Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 
oder Stelle abgegeben wird. 
 
 
ZU TOP. 7. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ÄNDERUNG DER SATZUNG DES WASSERVERBANDES 

INSTANDHALTUNG SCHUTZBAUTEN ZILLERTAL 
Der Bürgermeister berichtet, dass sich die Bürgermeister bei der letzten Verbands-
versammlung des Wasserverbandes Instandhaltung Schutzbauten Zillertal darauf verständigt 
haben, die Kosten für den Verband nicht mehr nach einem allgemeinen Schlüssel, sondern 
künftig nach dem tatsächlichen Aufwand in den jeweiligen Gemeinden weiter zu verrechnen.  
 
Die Wasserrechtsbehörde hat darauf hingewiesen, dass eine solche Umstellung eine 
entsprechende Änderung der Satzungen notwendig macht.  
Nach einem längeren Abstimmungsprozess ist es nun gelungen, gemeinsam mit der Behörde 
einen endgültigen, rechtlich abgestimmten Entwurf zu erarbeiten. Die wichtigsten Punkte der 
Satzungsanpassung sind:  

• die neue Grundlage der Kostenaufteilung nach tatsächlichem Aufwand (§ 8 des 
Entwurfs)  

• einige kleinere juristische Präzisierungen 
• sowie die Schaffung der Möglichkeit, Voranschlag und Rechnungsabschluss künftig in 

einer Sitzung zu beschließen, um Abläufe zu vereinfachen 
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Gemäß des Voranschlages 2026 des Verbandes werden die Kosten für unsere Gemeinde im 
Jahr 2026 auf Grundlage der neuen Satzung ca. € 277,-- betragen. 
 
Es wären nun die Anpassungen zu beschließen, damit die geänderte Satzung anschließend der 
Wasserrechtsbehörde zur Genehmigung vorgelegt werden kann. 
 
GV Thaler Johannes stellt die Frage, ob es einen Tätigkeitsbericht mit Stundenaufstellung über 
die in unserer Gemeinde geleisteten Überprüfungsarbeiten gibt. 
Dazu antwortet der Bürgermeister, dass ein solcher Bericht unserer Gemeinde nicht vorliegt 
und er diesbezüglich beim Wasserverband nachfragen wird. 
 
Der Gemeinderat beschließt die geänderte Satzung des Wasserverbandes Instandhaltung 
Schutzbauten Zillertal in der neu vorliegenden Form einstimmig. 
 
 
ZU TOP. 8. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE DIREKTVERGABE ZUR FORTFÜHRUNG DES 

ORTSBUSSES LINIE 633 
Der Bürgermeister berichtet, dass das Vertragsverhältnis mit dem Verkehrsunternehmen für 
die Durchführung des Linienverkehrs unseres Ortsbusses Linie 633 mit 15. Februar 2026 enden 
wird. 
Daher gab es am 20. Jänner 2026 eine Besprechung mit zwei Vertretern des Verkehrs-
verbundes Tirol – VVT über die Fortführung des Ortsbusses.  
Dabei wurde festgelegt, dass der Fahrplan weiterhin mindestens im bisherigen Umfang 
(Montag bis Freitag an Werktagen) bedient werden soll. 
 
Daher ist folgende Vorgangsweise – laut Vorgabe VVT – zu verfolgen: 
 
Die Leistung der Linie 633 wird im Zeitraum 16. Februar 2026 bis 12. Juli 2026 direkt vergeben. 
Hierfür wird erneut ein Zuschussvertrag mit der Gemeinde Bruck am Ziller abgeschlossen. Der 
VVT wir dazu Angebote von Busunternehmen einholen und der Gemeinde den Finanzierungs-
beitrag bekannt geben. Der Zuschussvertrag muss vor der Zusage an das Verkehrs-
unternehmen seitens der Gemeinde unterfertigt sein. 
 
Ab 13. Juli 2026 muss die Leistung über einen Abruf aus der Rahmenvereinbarung des VVT 
vergeben werden. Als Richtwert für die Finanzierung durch die Gemeinde sind – je nach 
Angebot – ca. € 31.400,-- pro Jahr zu erwarten. 
Dazu berichtet der Bürgermeister, dass er bei der Besprechung mit dem VVT betont hat, dass 
dieser Betrag für die Gemeinde Bruck am Ziller alleine nicht mehr finanzierbar ist. Da der 
Ortsbus ja auch die Gemeinden Strass im Zillertal, Schlitters und Fügen anfährt, müssen sich 
diese Gemeinden an der Finanzierung beteiligen. 
Daher wird Knapp Andreas – Mobilitätskoordinator des Regionalmanagements Bezirk Schwaz 
– gemeinsam mit unserem Bürgermeister das Gespräch mit den weiteren betroffenen 
Gemeinden hinsichtlich einer Mitfinanzierung suchen. 
Der VVT wird inzwischen alle notwendigen Schritte für den Abruf aus der Rahmen-
vereinbarung einleiten, damit bis zum 13. Juli 2026 alle Fristen eingehalten werden können. 
Auch hier müssen für den Zuschlag an den Bestbieter die entsprechenden Verträge vorab 
seitens der Gemeinde unterfertigt sein. 
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Weiters teilt der Bürgermeister mit, dass es auch die Möglichkeit gebe, diesen Bus als reinen 
Schülertransport zu führen. In diesem Fall würden die Gesamtkosten dafür vom VVT 
übernommen, allerdings auch das Angebot für die Schüler sehr eingeschränkt. 
 
GR Ing. Müller Markus, MSc. teilt mit, dass die Abfahrtszeiten des Ortsbusses unbedingt an 
die Zeiten der Zillertalbahn angepasst werden müssen. Da geht es teilweise nur um wenige 
Minuten, um einen Umstieg vom Ortsbus auf die Zillertalbahn bzw. umgekehrt zu schaffen. 
Der Bürgermeister wird dies bei der nächsten Besprechung mit dem VVT besprechen. 
 
Seitens der Gemeinderäte wird auch angeregt, die genauen Fahrgastzahlen zu erheben – auch 
in Bezug auf Wochentagen und Tageszeiten. Diese Zahlen können dann auch in die 
Entscheidungsfindung über die Fortführung des Ortsbusses einfließen. 
 
Der Bürgermeister regt an, die noch ausstehenden Verhandlungen mit den beteiligten 
Gemeinden über eine eventuelle Kostenbeteiligung abzuwarten. 
 
Es folgt noch eine ausführliche Diskussion und Beratung über den Ortsbus. 
 
Am Ende der Beratung schlägt der Bürgermeister vor, die vom VVT dargelegte Vorgangsweise 
zu beschließen und den Zuschussvertrag für die Direktvergabe mit zwei Gemeindevorständen 
zu unterzeichnen. 
Über den Abruf aus der Rahmenvereinbarung und den Verlauf der Gespräche über die 
Mitfinanzierung der betroffenen Gemeinden wird der Bürgermeister rechtzeitig in einer der 
nächsten Gemeinderatssitzungen berichten und dann soll darüber beraten und ggf. die 
nötigen Beschlüsse gefasst werden. 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, der Direktvergabe zuzustimmen. 
Der Zuschussvertrag über die Direktvergabe soll vom Bürgermeister und zwei Gemeinde-
vorständen unterzeichnet werden. 
 
Über den Abruf aus der Rahmenvereinbarung soll dann noch rechtzeitig beraten und ggf. 
eine Beschlussfassung herbeigeführt werden. 
 
 
ZU TOP. 9. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE VERGABE DER GEMEINDEWOHNUNG TOP 4 
Der Bürgermeister berichtet über ursprünglich vier konkrete Mietinteressenten. Davon hat 
einer die Voraussetzungen nicht erfüllt und zwei sind vom Mietinteresse wieder 
zurückgetreten. 
 
Mit der verbleibenden Interessentin Rauch Melissa wurde eine Wohnungsbesichtigung 
durchgeführt. 
 
Es folgt unter den Gemeinderäten noch eine kurze Beratung über den Mietpreis und dieser 
wird einstimmig festgesetzt. 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Gemeindewohnung Top 4 an Frau Rauch 
Melissa – vorerst befristet auf fünf Jahre – zu vergeben. 
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ZU TOP. 10. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE GEWÄHRUNG VON PHOTOVOLTAIKANLAGEN-
FÖRDERUNGEN 
Der Bürgermeister berichtet über die vorliegenden Ansuchen bezüglich Gewährung einer 
Photovoltaikanlagenförderung wie folgt: 
 

• Förderungswerber:       Ing. Enthofer Markus, Dorf 42 a/2, 6260 Bruck am Ziller 
Objekt:                         Dorf 42 a, 6260 Bruck am Ziller auf der Gp. 165 
Anlagenleistung:           29,00 kWp 
Antrag eingelangt am: 19.12.2025 
Förderungsbetrag:       7,0 kWp à € 80,-- = € 560,00 (= Maximalförderung) 
 

• Förderungswerber:       Schmalzl Richard, Bruckerberg 1, 6260 Bruck am Ziller 
Objekt:                         Dorf 17, 6260 Bruck am Ziller auf der Gp. 300 
Anlagenleistung:           10,00 kWp 
Antrag eingelangt am: 29.12.2025 
Förderungsbetrag:       7,0 kWp à € 80,-- = € 560,00 (= Maximalförderung) 

 

• Förderungswerber:       Koidl Walter, Dorf 23 b/1, 6260 Bruck am Ziller 
Objekt:                         Dorf 23 b, 6260 Bruck am Ziller auf der Gp. 273 
Anlagenleistung:           19,50 kWp 
Antrag eingelangt am: 31.12.2025 
Förderungsbetrag:       7,0 kWp à € 80,-- = € 560,00 (= Maximalförderung) 

 
 
Der Gemeinderat genehmigt einstimmig (bei einer Stimmenthaltung von Ing. Enthofer 
Markus bei Ing. Enthofer Markus wegen Befangenheit) die Gewährung einer einmaligen 
Photovoltaikanlagenförderung wie folgt: 

• Ing. Enthofer Markus, Dorf 42 a/2, 6260 Bruck am Ziller in der Höhe von € 560,00 

• Schmalzl Richard, Bruckerberg 1, 6260 Bruck am Ziller in der Höhe von € 560,00 

• Koidl Walter, Dorf 23 b/1, 6260 Bruck am Ziller in der Höhe von € 560,00 
 
 
ZU TOP. 11. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER SUBVENTIONSANSUCHEN 
Der Bürgermeister berichtet über das Subventionsansuchen der Bergrettung Jenbach. 
Dem Subventionsansuchen ist u. a. der Kassabericht für das Jahr 2025 beigelegt, der einen 
Abgang in der Höhe von € 654,87 ausweist. 
Das Einsatzgebiet der Ortsstelle Jenbach umfasst das Gebiet der politischen Gemeinde 
Jenbach sowie auch große Teile der Nachbargemeinden Wiesing, Bruck a. Z., Strass, Schlitters, 
Buch i. T. und Gallzein. 
Zuletzt wurde der Bergrettung in den Jahren 2021 bis 2025 eine Subvention in der Höhe von 
€ 500,-- gewährt. Gemäß Subventionsansuchen würde die Bergrettung um Unterstützung in 
der Höhe von € 1,-- pro Einwohner bitten. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, eine einmalige Subvention für die Bergrettung – 
Ortsstelle Jenbach für das Jahr 2026 in der Höhe von € 500,-- zu gewähren. 
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Weiters berichtet der Bürgermeister über ein Subventionsansuchen von Herrn Dr. Riedler 
Andreas für sein Filmprojekt „Priester gegen Hitler“. 
Dr. Riedler ist es ein besonderes Anliegen, den Widerstandskämpfern gegen das Naziregime 
ein filmisches Denkmal zu setzen. Der Film „Priester gegen Hitler“ versteht sich als 
Aufarbeitung von noch nie gezeigtem Archivmaterial, Interviews und künstlerisch gestalteten 
Animationen. Die meisten in dieser Dokumentation porträtierten Geistlichen stammen aus 
Tirol, darunter auch der katholische Priester Maximilian Rempp, welcher Kooperator in Bruck 
am Ziller war. 
Dr. Riedler würde daher für sein Filmprojekt um einen Zuschuss in der Höhe von € 250,-- 
bitten. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dieses Subventionsansuchen abzulehnen 
 
 
ZU TOP. 12. BERATUNG UND BESCHLUSSFASSUNG ÜBER PERSONALANGELEGENHEITEN 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat einstimmig zur Wahrung der 
Amtsverschwiegenheit die Öffentlichkeit von diesem Tagesordnungspunkt auszuschließen. 
 
 
ZU TOP. 13. BERICHTE DES BÜRGERMEISTERS 
Der Bürgermeister berichtet, dass mit Ende des vergangenen Jahres zur Verhinderung neuer, 
unzulässiger Freizeitwohnsitze die neue Vorbehaltsgemeindenverordnung 2026 im Landes-
gesetzblatt kundgemacht wurde. Diese trat mit 01. Jänner 2026 in Kraft und es sind viele 
Gemeinden erstmals als Vorbehaltsgemeinde erklärt worden.  
Auch unsere Gemeinde wurde mit dieser Verordnung zur Vorbehaltsgemeinde erklärt. 
Es sind nun von den 277 Tiroler Gemeinden 178 eine Vorbehaltsgemeinde.  
Zur Erklärung einer Gemeinde zur Vorbehaltsgemeinde werden seitens des Landes Tirol 
verschiedene Kriterien herangezogen um zu ermitteln, ob in einer Gemeinde der Druck auf 
den Wohnungsmarkt besonders hoch ist. Für unsere Gemeinde ergibt sich dies insbesondere 
aus einer Gesamtbetrachtung der Nebenwohnsitzquote, der durchschnittlichen Grundstücks-
preise, der Baulandreserven sowie einer hohen Anzahl an Grundversorgungseinrichtungen. 
Die Erklärung einer Gemeinde zur Vorbehaltsgemeinde hat auch in raumordnungsrechtlicher 
Hinsicht Auswirkungen. 
Konkret wurde mit der Novelle LGBl. Nr. 6/2025 § 31d Abs. 2 TROG 2022 geändert, sodass bei 
Vorbehaltsgemeinden nur mehr eine einmalige Verlängerung (3 Jahre) der Frist zur 
Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes möglich ist. 
Weiters sind Vorbehaltsgemeinden bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
grundsätzlich zur Ausweisung von Vorbehaltsflächen für den geförderten Wohnbau nach  
§ 31a TROG 2022 und Bauverbotsflächen nach § 31 Abs. 1 lit. f TROG 2022 im örtlichen 
Raumordnungskonzept verpflichtet. 
In Vorbehaltsgemeinden hat der Rechtserwerber im grundverkehrsrechtlichen Verfahren zu 
erklären, dass durch den beabsichtigten Rechtserwerb kein neuer Freizeitwohnsitz geschaffen 
wird. Das diesbezügliche grundverkehrsrechtliche Verfahren sowie die Kontrolle der 
Einhaltung der einschlägigen Bestimmungen obliegt weiterhin der örtlich zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörde. 
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Weiters berichtet der Bürgermeister über das geplante Projekt Wasservorsorgekonzept 
Jenbach und Umgebung. Diesbezüglich hat am 15. Jänner 2026 eine weitere Besprechung im 
Marktgemeindeamt Jenbach stattgefunden. 
Dem in der Gemeinderatssitzung vom 03. Oktober 2024 gefasstem Grundsatzbeschluss zu 
diesem Projekt ist eine geschätzte Kostenbeteiligung unserer Gemeinde in der Höhe von  
€ 214.560,-- zu Grunde gelegen. 
Die Marktgemeinde Jenbach hat nun in einem Schreiben vom 17. Dezember 2025 mitgeteilt, 
dass der Gemeinderat Jenbach in seiner Sitzung vom 18. November 2025 einen neuen 
Grundsatzbeschluss gefasst hat, welchem eine völlig neue Kostenverteilung zu Grunde liegt. 
Bei diesem neuen Kostenschlüssel würden für unsere Gemeinde erhebliche Mehrkosten 
entstehen. Somit würden die Kosten für unsere Gemeinde nun € 306.736,-- betragen. 
Dazu wird vom Bürgermeister betont, dass diese Vorgangsweise seitens der Marktgemeinde 
Jenbach nicht solidarisch den anderen Gemeinden gegenüber ist und die Marktgemeinde 
Jenbach nur auf den eigenen Vorteil bedacht ist. 
Die Marktgemeinde Jenbach hat bereits angekündigt, das Projekt zusammen mit den 
Gemeinden Eben am Achensee und Wiesing umzusetzen, sollten die anderen Gemeinden 
nicht mehr dabei sein. 
Bei der Besprechung hat der Bürgermeister zu bedenken gegeben, dass sich auch beim 
Hochwasserschutzprojekt Mittleres Unterinntal viele Gemeinden solidarisch verhalten und in 
Jenbach umfassende Maßnahmen mit hohen Kosten umgesetzt werden. 
Es wird nun eine weitere Besprechung zu diesem Thema im Beisein von LH-Stv. Geisler Josef 
anberaumt, in der über die weitere Vorgangsweise beraten werden soll. 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass es zu einem Rohrbruch der Heizungsanlage für die 
Gemeindewohnungen gekommen ist. Dieser wurde im Bereich des Schießstandes der 
Schützenkompanie lokalisiert. Die Heizung für die Wohnungen wurde sofort provisorisch 
wieder hergestellt. Weiters wurden Angebote für die Instandsetzung eingeholt und bei der 
Versicherung zur Freigabe eingereicht. Da diese Freigabe heute erfolgt ist, wird mit der 
Sanierung ehestmöglich begonnen. 
 
Bezüglich der Ausgleichszahlung für die Messnerwohnung an die Pfarre berichtet der 
Bürgermeister, dass am 21. Jänner 2026 eine Besprechung mit dem Liegenschaftsverwalter 
der Erzdiözese Salzburg und unserem Pfarrer im Gemeindeamt stattgefunden hat. In diesem 
Zuge wurde auch die Wohnung im alten Feuerwehrhaus besichtigt. Der Bürgermeister hat in 
Bezug auf die erforderliche Umwidmung für die Sanierung und Umbaues des Pfarrwidums die 
Anwendung der Vertragsraumordnung erneut angekündigt – wie im Gemeinderat 
besprochen. 
 
Bezüglich der Verkehrssituation im Ortsgebiet berichtet Bgm.-Stv. Dengg Veronika, dass – wie 
in der letzten Gemeinderatssitzung beschlossen – der Antrag an die Bezirkshauptmannschaft 
Schwaz zur Durchführung der erforderlichen Geschwindigkeitsmessungen mit geeichten 
Messgeräten im Ortsgebiet schriftlich gestellt wurde. Dazu wurde seitens der Bezirkshaupt-
mannschaft mitgeteilt, dass diese beauftragt werden und über einen Zeitraum von ca. drei 
Monaten durchgeführt werden. 
Auch werden in diesem Zuge die Standorte der Ortstafeln mit dem zuständigen Mitarbeiter 
der Bezirkshauptmannschaft und einem Sachverständigen des Baubezirksamtes Innsbruck 
evaluiert und eventuell neu festgesetzt bzw. verordnet. 
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ZU TOP. 14. ANTRÄGE, ANFRAGEN, ALLFÄLLIGES 
Bgm.-Stv. Dengg Veronika berichtet, dass die Gehsteigräumung heuer nicht zufriedenstellend 
durchgeführt wird. 
Dazu antwortet der Bürgermeister, dass dies bekannt ist. Der für die Gehsteigräumung 
verantwortliche Dienstleister war leider einige Zeit krankheitsbedingt nicht voll einsatzfähig. 
Daher wurde die Gehsteigräumung teilweise durch die Gemeindearbeiter mittels Hoftrac 
durchgeführt und konnte daher nicht bis 07:00 Uhr morgens erledigt werden. 
Bgm.-Stv. Dengg Veronika gibt zu bedenken, dass dies auch eine Haftungsfrage für die 
Gemeinde ist. 
Es folgt noch eine Diskussion über dieses Thema unter den Gemeinderäten. 
 
 
 
Da sich niemand mehr zu Wort meldet, wird die Gemeinderatssitzung um 20:55 Uhr beendet. 
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